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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über ergänzende Maßnahmen in der Krankenversiche- 
rung zum Fünften Strafrechtsreformgesetz 
(Krankenversicherungsergänzungsgesetz 
— KVErgG) 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Das Gesetz soll die Reformbestrebungen des Fünften Straf- 
rechtsreformgesetzes zu § 218 StGB durch flankierende sozial- 
politische Maßnahmen unterstützen. 


B. Lösung 

Als Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung wird ärzt- 
liche Hilfe bei Schwangerschaftsabbruch eingeführt. 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Mai 1972 

1/4 (IV/3) — 811 00 — Kr 25/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
über ergänzende Maßnahmen in der Kran- 
kenversicherung zum Fünften Strafrechts- 
reformgesetz 

(Krankenversicherungsergänzungsgesetz 
— KVErgG) 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 378. Sitzung am 24. März 1972 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Amlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung 
dargelegt. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

über ergänzende Maßnahmen in der Krankenversicherung zum 
Fünften Strafrechtsreformgesetz 
(Krankenversicherungsergänzungsgesetz — KVErgG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 

geändert und ergänzt: 

1. In § 179 Abs. 1 werden nach dem Wort „Sterbe- 
geld" die Worte „ , sonstige Hilfen" eingefügt. 

2. Nach § 204 wird folgender Unterabschnitt ein- 
gefügt; 

„IV a. Sonstige Hilfen 

§ 204 a 

Versicherte haben Anspruch auf Leistungen 
bei Abbruch der Schwangerschaft durch einen 
Arzt. Es werden ärztliche Beratung, ärztliche 
Untersuchung und Begutachtung zur Feststellung 
der Voraussetzungen für einen Schwanger- 
schaftsabbruch, ärztliche Behandlung, Versor- 
gung mit Arznei-, Verband- und Heilmitteln so- 
wie Krankenhauspflege gewährt. 

§ 204 b 

Die für die Krankenhilfe geltenden Vor- 
schriften gelten für die Leistungsgewährung 
nach § 204 a entsprechend, soweit nichts Ab- 
weichendes bestimmt ist." 

3. § 205 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und Kran- 
kenhauspflege" durch die Worte „ , Kranken- 
hauspflege und sonstige Hilfen" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden nach den Worten „Maß- 
nahmen zur Früherkennung von Krankhei- 
ten"' die Worte „ , sonstige Hilfen" einge- 
fügt. 

4. In § 215 Abs. 1 wird nach dem Wort „Kranken- 
pflege" das Wort „und" durch einen Beistrich 
ersetzt und nach den Worten „Ersatz (§ 185)" 
werden die Worte „und auf sonstige Hilfen" 
eingefügt. 

5. Dem § 368 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Zur kassenärztlichen Versorgung gehören fer- 
ner die ärztlichen Maßnahmen nach § 204 a." 


6. In § 368 e werden in Satz 3 nach dem Wort 
„Krankheiten" die Worte „und bei ärztlichen 
Maßnahmen nach § 204 a" eingefügt. 

7. In § 368 g Abs. 4 werden der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz an- 
gefügt: „das gilt auch für die ärztlichen Maß- 
nahmen bei Krankenhauspflege nach § 204 a." 

8. In § 368 o Abs. 7 werden nach den Worten 
„§ 368p Abs. 5" die Worte „und 6" eingefügt. 

9. dem § 368 p wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„ (6) Der Bundesausschuß der Ärzte und Kran- 
kenkassen beschließt die erforderlichen Richt- 
linien über die Gewähr für ausreichende, zweck- 
mäßige und wirtschaftliche Maßnahmen nach 
§ 204 a. Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend." 

10. In § 507 Abs. 4 werden nach der Zahl „189," die 
Worte „204 a, 204 b," eingefügt. 

11. Dem § 507 b wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Gewährung von Maßnahmen nach 
§ 204 a gelten § 368 o Abs. 7 und § 368 p Abs. 6." 

§ 2 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

Dem § 204 a wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Gewährung von Maßnahmen nach § 204 a 
der Reichsversicherungsordnung gelten § 368 o Abs. 7 
und § 368 p Abs. 6 der Reichsversicherungsordnung." 

§ 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Reform des 
Strafrechts regelt insbesondere die Strafbarkeit über 
den Schwangerschaftsabbruch neu, weil die bisher 
geltenden, reformbedürftigen strafrechtlichen Be- 
stimmungen die Notlagen, in denen sich eine 
Schwangere befinden kann, in zu geringem Maße 
berücksichtigen und damit der Problematik illega- 
ler Abtreibungen nicht gerecht werden. 

Ziel der vorliegenden Gesetzentwurfs ist es, diese 
Reformbestrebungen zu unterstützen. 

Die versicherten schwangeren Frauen erhalten in 
den gesetzlich anerkannten Konfliktsfällen, die einen 
Schwangerschaftsabbruch rechtfertigen, ärztlichen 
Beistand und weitere Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 

Nach der vorgesehenen Regelung hat die Ver- 
sicherte einen Anspruch, sich durch einen Arzt be- 
raten und durch ihn feststellen zu lassen, ob eine 
legale Indikation vorliegt. Die Krankenkasse über- 
nimmt hierbei die Kosten, die durch eine von einem 
Arzt vorgenommene Schwangerschaftsunterbrechung 
entstehen. 

Mit den vorgesehenen Maßnahmen in der Kranken- 
versicherung soll auch verhindert werden, daß es zu 
illegalen Schwangerschaftsunterbrechungen kommt, 
die oftmals schwere gesundheitliche Gefahren für die 
Frau mit sich bringen. Darüber hinaus soll sicher- 
gestellt werden, daß Schwangere in gesetzlich aner- 
kannten Konfliktfällen wegen ihrer wirtschaftlichen 
Verhältnisse nicht benachteiligt werden. Die Be- 
ratung und die Behandlung bei einer Schwanger- 
schaftsunterbrechung sind als Leistungen der ge- 
setzlichen Krankenversicherung ausgestaltet, weil 
auf diese Weise eine sachgerechte Durchführung ge- 
sichert wird. 


B. Die einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

§ 1 enthält die materiell-rechtlichen Änderungen, die 
durch die Aufnahme der neuen Leistung in die 
Reichsversi che rungs Ordnung erforderlich werden, so- 
wie die dadurch bedingten Folgeänderungen. 

Zu Nummer 1 

Die vorgesehene Ergänzung wird durch die Auf- 
nahme des neuen Unterabschnitts IV a im 2. Ab- 
schnitt des 2. Buches der Reichsversicherungsord- 
nung erforderlich (vgl. im einzelnen die Bemerkung 
zu Nummer 2). 


Zu Nummer 2 

a) § 204 a 

Die Vorschrift gewährt im Rahmen der geltenden 
Rechtsordnung den Versicherten alle im Zusammen- 
hang mit einem Schwangerschaftsabbruch medizi- 
nisch notwendigen Leistungen als Pflichtleistungen 
der Krankenversicherung. Dazu gehören die ärzt- 
lichen Leistungen, die erbracht werden müssen, um 
festzustellen, ob die Voraussetzungen für einen 
straffrei gestellten Schwangerschafts abbruch vor- 
liegen, und zwar gleichgültig, ob später die Schwan- 
gerschaft unterbrochen wird oder nicht. Diese Lei- 
stungen umfassen sowohl die Tätigkeit des Arztes, 
der den Schwangerschaftsabbruch vorzunehmen be- 
absichtigt, als auch diejenigen des von ihm zu be- 
teiligenden beratenden Arztes. Im Falle eines 
Schwangerschaftsabbruchs hat die Krankenkasse die 
hierdurch erforderlich werdenden Leistungen zu er- 
bringen. Hierunter fällt zum Beispiel auch eine etwa 
gebotene Krankenhauspflege vor dem Abbruch. 

b) § 204 b 

Durch diese Vorschrift wird u. a. erreicht, daß die in 
der Krankenhilfe geltenden Vorschriften über den 
Leistungsumfang, z. B. § 182 Abs. 2, §§ 184, 186 der 
Reichsversicherungsordnung auch hier anzuwenden 
sind. Das bedeutet, daß bei einem stationär durch- 
geführten Schwangerschaftsabbruch für die gesamte 
Dauer des Krankenhausaufenthalts Anspruch auf 
Krankengeld besteht, ohne daß geprüft zu werden 
braucht, ob Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit 
vorliegt. 


Zu Nummer 3 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß die Leistungen 
nach § 204 a auch den mitversicherten Familienmit- 
gliedern im Rahmen der Familienhilfe zu gewähren 
sind. 


Zu Nummer 4 

Hierdurch wird erreicht, daß für freiwillig Ver- 
sicherte der Anspruch auf sonstige Hilfen (§ 204 a) 
durch die Satzung nicht ausgeschlossen werden kann. 


Zu Nummer 5 

Mit dieser Vorschrift sollen auch die in § 204 a be- 
schriebenen ärztlichen Maßnahmen in die kassen- 
ärztliche Versorgung einbezogen werden. Durch eine 
zusätzliche Ergänzung in § 368 g Abs. 4 wird klar- 
gestellt, daß die ärztlichen Maßnahmen bei Kranken- 
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hauspflege nur insoweit zur kassenärztlichen Ver- 
sorgung gehören, als sie von Belegärzten erbracht 
werden. 

Zu Nummer 6 

Durch diese Vorschrift soll auch für die ärztlichen 
Maßnahmen nach § 204 a der im übrigen Leistungs- 
recht maßgebliche Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
Geltung haben. 

Zu Nummer 7 

Vergleiche Begründung zu Nummer 5. Mit dieser 
Ergänzung kommt auch die in § 368 f Abs. 5 getrof- 
fene Regelung zur Wirkung. 

Zu Nummern 8 und 9 

Die Ergänzung dieser Vorschriften soll sicherstellen, 
daß der Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkas- 
sen entsprechend dem Grundsatz des § 182 Abs. 2 
und des § 368 e die für die Sicherstellung der ärzt- 
lichen Maßnahmen nach § 204 a erforderlichen Richt- 
linien beschließen kann. Die Zuweisung an den Bun- 
desausschuß soll eine praxisnahe Ausgestaltung der 
Leistungen bewirken. Damit wird zugleich eine 
Koordinierung mit Richtlinien anderer Leistungs- 
bereiche sowie eine zweckmäßige Zusammenfassung 
mit anderen ärztlichen Maßnahmen ermöglicht. Da 
die Richtlinien auch für die Ersatzkassen und 
die knappschaftliche Krankenversicherung Geltung 
haben sollen, ist die Vertretung auch dieser Kassen- 
arten im Bundesausschuß vorgesehen. 

Zu Nummer 10 

Hierdurch wird erreicht, daß die §§ 204 a und 204 b 
auch für die Ersatzkassen gelten. 


Zu Nummer 11 

Die Vorschrift stellt sicher, daß die zu lfd. Nr. 8 und 9 
getroffene Regelung auch für Ersatzkassen verbind- 
lich ist. 

Zu § 2 

Die Vorschrift stellt sicher, daß die zu Nummern 8 
und 9 getroffene Regelung auch für die knappschaft- 
liche Krankenversicherung verbindlich ist. 

Zu § 3 

§ 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 4 

Das Gesetz soll gleichzeitig mit dem Fünften Straf- 
rechtsreformgesetz in Kraft treten. 

C. Wirtschaftliche Auswirkungen 

Der Aufwand für die Maßnahmen bei Schwanger- 
schaftsunterbrechungen einschließlich ärztliche Gut- 
achten und Krankengeld beträgt für das zweite Halb- 
jahr 1972 rd. 13 Millionen DM; für das Jahr 1973 
rd. 26 Millionen DM. Hierbei handelt es sich um eine 
rechnerische Größe. Die bisherige finanzielle Be- 
lastung der Kassen durch eine unsachgemäße Durch- 
führung illegaler Schwangerschaftsabbrüche konnte 
nicht berücksichtigt werden. 


D. Finanzielle Auswirkungen 

Der Bund, die Länder und die Gemeinden werden 
durch dieses Gesetz nicht belastet. Auswirkungen 
auf das Lohn- und Preisgefüge sind von dem Gesetz 
nicht zu erwarten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu § 1 Nr. 2 (§ 204 a) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte klar- 
gestellt werden, daß Leistungen für den Abbruch der 
Schwangerschaft selbst nur in den gesetzlich zulässi- 
gen Fällen beansprucht werden können. 


2. Zu § 1 Nr. 5 und 7 (§ 368 ff.) 

Der Bundesrat geht davon aus, daß die Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen Krankenhausärzte, die be- 
fähigt und bereit sind, kassenärztliche Leistungen 
nach diesem Gesetz zu erbringen, an der kassen- 
ärztlichen Versorgung insoweit beteiligen. 


3. Zu § 1 Nr. 5 (§ 368 ff.) 

Der Bundesrat erwartet, daß auch ärztliche Berater 
im Sinne des § 220 StGB, die nicht in sonstiger Weise 
an der kassenärztlichen Versorgung beteiligt sind, 
für den Rahmen der Beratungstätigkeit an der kas- 
senärztlichen Versorgung beteiligt werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Beschluß des Bundesrates 


Zu 1. (§ 204 a) 

Es ist sichergestellt, daß Leistungsansprüche der 
Versicherten nur bei gesetzlich zulässigen Schwan- 
gerschaftsabbrüchen bestehen, da die vorgesehene 
Vorschrift nur im Rahmen der geltenden Rechtsord- 
nung gilt. 


Zu 2. und 3. (§§ 368 ff.) 

Die Bundesregierung stimmt den Hinweisen des 
Bundesrates zu. 
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